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Export wieder auf Touren –  
Binnennachfrage muss nachziehen
Die Wirtschafts- und Finanzkrise hat nichts an den Außenhandelsstrukturen geän-
dert. Deutschland erwirtschaftet auch weiterhin erhebliche Exportüberschüsse. Dies 
ist nicht ungefährlich. Deshalb muss die Binnennachfrage gestärkt werden. Ein Weg 
wäre die Aufgabe der Lohnzurückhaltung.
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Export wieder auf Touren –  
Binnennachfrage muss nachziehen

Im Zug der internationalen Wirtschafts- und Finanz-
krise sind die deutschen Exporte stark eingebrochen, 
inzwischen ist aber eine deutliche Trendwende ein-
getreten. Die Exporteure profitieren offenbar auch in 
einem erheblichen Maße von den in zahlreichen Volks-
wirtschaften aufgelegten Konjunkturprogrammen. 
Diese Entwicklung wird in erster Linie vom verarbei-
tenden Gewerbe getragen. Vor allem der Maschinen-
bau, die Chemische Industrie und die Automobilindus-
trie realisieren beträchtliche Exportüberschüsse. 

Insgesamt sind die Leistungsbilanzüberschüsse in den 
letzten zehn Jahren kräftig gestiegen. Damit hat sich 
die Position Deutschlands als Nettogläubiger und In-
vestor auf dem internationalen Finanzmarkt verfestigt.

Jetzt gilt es, die ungebrochene Exportfähigkeit der 
deutschen Wirtschaft als nachhaltigen und stabilisie-
renden Faktor für die gesamtwirtschaftliche Entwick-
lung zu nutzen. Dazu ist die Dichotomie außenwirt-
schaftliche Stärke – binnenwirtschaftliche Schwäche 
zu überwinden. Einen Ansatzpunkt, die Binnennach-
frage zu stärken, könnte die Abkehr von der Lohn-
zurückhaltung der Vorkrisenjahre bieten. 

Mechthild Schrooten 
mschrooten@diw.de

Isabel Teichmann 
iteichmann@diw.de

In der Krise 2008/2009 gingen von der sinkenden 
Exportnachfrage stark dämpfende Impulse auf die ge-
samtwirtschaftliche Entwicklung in Deutschland aus. 
Die Warenexporte brachen 2009 um 18,4 Prozent ein. 
Bis 2008 hat Deutschland in Bezug auf Waren (im 
Unterschied zu Dienstleistungen) den Titel Exportwelt-
meister getragen. Inzwischen wurde diese Position von 
China übernommen (Tabelle 1). Betrachtet man Waren 
und Dienstleistungen dagegen zusammen, so geht der 
Titel Exportweltmeister traditionell an die USA.1 

Aktuell kommen von der Exportwirtschaft wieder star-
ke Impulse für die gesamtwirtschaftliche Entwicklung 
in Deutschland. Im ersten Halbjahr 2010 erreichten die 
Exporte einen Wert von 458,4 Milliarden Euro; damit 
haben sie nominal um 18 Prozent gegenüber dem 
entsprechenden Vorjahreszeitraum zugelegt.2 Dabei 
dürften auch die in zahlreichen Volkswirtschaften auf-
gelegten Konjunkturprogramme die Nachfrage nach 
deutschen Exportgütern angekurbelt haben. Vieles 
deutet darauf hin, dass die deutsche Wirtschaft an die 
exportorientierte Wachstumsstrategie der Vorkrisenzeit 
anknüpft, die in der ersten Dekade des 21. Jahrhunderts 
zu einem massiven Anstieg des Leistungsbilanzüber-
schusses geführt hat. Lag dieser im Durchschnitt der 
90er Jahre noch bei weniger als einem Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts, so erreichte er im Durchschnitt 
der Jahre 2000 bis 2009 einen Wert von 4,5 Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts. Der Spitzenwert wurde 
mit sieben Prozent für 2007 beobachtet (Abbildung 1). 
Selbst im Jahr des stärksten gesamtwirtschaftlichen 
Einbruchs der Nachkriegszeit – 2009 – war er nur mä-
ßig auf knapp fünf Prozent des Bruttoinlandsprodukts 
gefallen – ein Wert, den kaum eine andere Volkswirt-
schaft dauerhaft erreicht. 

1  Schrooten, M., König, P. : Exportnation Deutschland – Zukunfts-
fähigkeit sichern. Wochenbericht des DIW Berlin Nr. 41/2006.

2		Vorläufige	Angaben.	Die	Importe	beliefen	sich	demnach	auf	
383,4 Milliarden Euro im 1. Halbjahr 2010. Statistisches Bundesamt: 
Deutsche Ausfuhren im Juni 2010 – +28,5 Prozent zum Juni 2009.
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Offenheit der Volkswirtschaft hoch –  
EU-Länder wichtigste Handelspartner

Ein wichtiges Maß für die internationale Integration 
einer Volkswirtschaft ist der Indikator Offenheit, der 
die Summe von Exporten und Importen ins Verhält-
nis zum Bruttoinlandsprodukt setzt. In Deutschland 
hat sich der Wert dieses Indikators von 1993 bis 2008 
nahezu verdoppelt (Abbildung 2). Im Jahr 2008 lag 
er bei knapp 90 Prozent. Mit diesem hohen Grad 
an Offenheit stellt Deutschland im internationalen 
Vergleich großer Volkswirtschaften seit langem eine 
Ausnahme dar. Japan und die USA erreichten 2008 
Werte von etwa 35 beziehungsweise 30 Prozent. Mit 
der Krise ist der Wert dieses Indikators zwar deutlich 
eingebrochen, aber er blieb weit über dem Niveau 
Japans und der USA.

Wichtige Nachfrager deutscher Exporte sind die Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union (Tabelle 2). Im 
Warenhandel (ohne Dienstleistungen) lag der Anteil 
der Intra-EU-Exporte 2009 bei über 60 Prozent; auf 
die Länder der Eurozone entfielen mehr als 40 Pro-
zent. Hier profitieren die Exporteure seit Ende der 
90er Jahre vor allem von der steigenden preislichen 
Wettbewerbsfähigkeit. Diese geht auf die im Vergleich 
zu anderen Eurozonenländern geringeren Kosten- und 
Preissteigerungen in Deutschland zurück; im Kern 
schlägt hier die über viele Jahre geübte Lohnzurück-
haltung in Deutschland zu Buche.3 Zudem entfällt in 
der Eurozone jegliches Wechselkursrisiko. Innerhalb 

3  Belitz, H., Clemens, M., Gornig, M., Schiersch, A., Schumacher, D.: 
Wirtschaftsstrukturen, Produktivität und Außenhandel im inter-
nationalen Vergleich. Studien zum deutschen Innovationssystem 
Nr. 5-2010.

der EU und der Eurozone kommt Frankreich eine 
he rausragende Rolle als Exportziel zu. Außerhalb 
Europas sind die USA und China die wichtigsten Ab-
nehmerländer. Diese bleiben aber mit Anteilen von 
6,7 Prozent beziehungsweise 4,5 Prozent deutlich 
hinter der Bedeutung Frankreichs zurück. 

Auch auf der Einfuhrseite zeigt sich eine starke geo-
grafische Konzentration des Außenhandels auf die 
EU. Deutschland hat im Jahr 2009 rund 60 Prozent 

Tabelle 1

Rangliste der führenden Exporteure von Waren und Dienstleistungen im Jahr 2009

Rang

Waren Dienstleistungen

In Milliarden  
US-Dollar

In Prozent  
aller Warenexporte

In Milliarden  
US-Dollar

In Prozent  
aller Dienstleistungsexporte

1 China 1 202 9,6 USA 470 14,2

2 Deutschland 1 121 9,0 Großbritannien 240 7,2

3 USA 1 057 8,5 Deutschland 215 6,5

4 Japan 581 4,7 Frankreich 140 4,2

5 Niederlande 499 4,0 China1 129 3,9

6 Frankreich 475 3,8 Japan 124 3,8

7 Italien 405 3,2 Spanien 122 3,7

8 Belgien 370 3,0 Italien 101 3,0

9 Südkorea 364 2,9 Irland 95 2,9

10 Großbritannien 351 2,8 Niederlande 92 2,8

1 	 Vorläufige	Schätzung.

Quelle: Welthandelsorganisation (WTO). DIW Berlin 2010

Deutschland ist 2009 erstmals nach China zweitgrößter Warenexporteur. Bei den Dienstleistungen liegt es aber nach 
den USA und Großbritannien wie gewohnt nur auf Platz 3.

Abbildung 1 
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Mit sieben Prozent – das sind 170 Milliarden Euro – erreichte der Außenbeitrag 2007 
seinen bisherigen Höchstwert.
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seiner Waren aus der EU importiert und fast 40 Pro-
zent aus der Eurozone. China und die USA kamen 
dagegen zusammen nur auf einen Anteilswert von 
14 Prozent an den gesamten Wareneinfuhren nach 
Deutschland. 

Ein nicht unerheblicher Teil des deutschen Handels-
bilanzüberschusses geht auf den Handel mit den USA 
zurück; die Warenexporte übertrafen die Importe im 
Jahr 2009 um knapp 14 Milliarden Euro. Dies ist zwar 
ein kräftiger Rückgang gegenüber dem Jahr 2005, als 
der bilaterale Überschuss noch bei 30 Milliarden Euro 
gelegen hatte. Die grundlegende Schuldner-Gläubi-
ger-Struktur des Welthandels hat sich jedoch auch in 

Zeiten der internationalen Wirtschafts- und Finanz-
krise nicht gewandelt. Im internationalen Geschäft 
mit China weist Deutschland ein anhaltend kräftiges 
Handelsbilanzdefizit auf. Dieses betrug 2009 fast 
20 Milliarden Euro. Grundsätzlich lässt sich also 
auch im Gefolge der Krise keine nennenswerte Ver-
änderung der geografischen Struktur des deutschen 
Außenhandels beobachten. 

Außenhandel auf wenige Branchen 
konzentriert 

Erhebliche Teile des deutschen Außenhandels ge-
hen auf das verarbeitende Gewerbe zurück, obwohl 
der Anteil dieses Sektors an der Gesamtproduktion 
seit längerem trendmäßig sinkt. Im Jahr 2009 er-
reichten der Maschinenbau, die Automobilindustrie 
sowie die Chemische Industrie (einschließlich der 
pharmazeutischen Industrie) zusammen einen Anteil 
von 45 Prozent an den deutschen Exporten. Damit 
ist das Gewicht dieser Branchen in der Summe auch 
in Krisenzeiten etwa konstant geblieben. Im Einzel-
nen zeigt sich, dass vor allem die Automobilindustrie 
erhebliche Rückschläge hinnehmen musste. Insge-
samt weist das verarbeitende Gewerbe auch weiter-
hin einen Exportüberschuss aus, wenngleich dieser 
im Jahr 2009 um etwa 35 Prozent gegenüber dem 
Vorjahreswert einbrach. Die Produktion des verarbei-
tenden Gewerbes ging 2009 um 17 Prozent zurück. 
Die größten Branchen des verarbeitenden Gewerbes, 
die ein erhebliches Gewicht am Bruttoinlandsprodukt 
haben, weisen auch traditionell ein positives Vorzei-
chen in der branchenspezifischen Handelsbilanz auf 
(Tabelle 3). 

Außenwirtschaftliche Aktivitäten und internationa-
le Arbeitsteilung werden vielfach durch sogenannte 
komparative Kostenvorteile erklärt. Diese gehen auf 
Unterschiede in den Opportunitätskosten in der Pro-
duktion einzelner Güter zurück. Direkt beobachtbar 
und quantifizierbar sind derartige komparative Kos-
tenvorteile nicht. Sie werden daher auf der Grundlage 
abgeleiteter Indikatoren analysiert. Dazu werden die 
sogenannten Revealed Comparative Advantages, auch 
kurz RCA-Werte, bestimmt (Kasten). Ein positiver 
RCA-Wert deutet auf komparative Kostenvorteile der 
untersuchten Branche hin. Auch lassen sich Aussagen 
über die Entwicklung der so abgeleiteten komparati-
ven Kostenvorteile im Zeitverlauf machen. 

Für den Maschinenbau und die Automobilindustrie 
zeigen sich deutliche komparative Kostenvorteile 
Deutschlands gegenüber dem Rest der Welt.4 Wäh-

4  Durch komparative Kostenvorteile läßt sich die relativ starke Kon-
zentration der Exportwirtschaft auf relativ wenige Branchen erklären. 
Dies bedeutet, dass sich die einzelnen Länder auf die Branchen kon     zen-

Tabelle 2

Rangliste der Warenhandelspartner Deutschlands 2009

Rang

Ausfuhr Einfuhr

In Milliar-
den Euro

In Prozent 
der Ausfuhr 
insgesamt

In Milliar-
den Euro

In Prozent 
der Einfuhr 
insgesamt

1 Frankreich 81,9 10,1 Niederlande 58,0 8,6

2 Niederlande 54,1 6,7 China 55,4 8,2

3 USA 53,8 6,7 Frankreich 54,6 8,1

4 Großbritannien 53,2 6,6 USA 39,9 5,9

5 Italien 51,1 6,3 Italien 39,7 5,9

6 Österreich 48,2 6,0 Großbritannien 33,2 4,9

7 Belgien 42,2 5,2 Belgien 29,2 4,3

8 China 36,5 4,5 Österreich 29,1 4,3

9 Schweiz 35,3 4,4 Schweiz 28,1 4,2

10 Polen 31,6 3,9 Tschechien 24,9 3,7

Quellen: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2010

Die meisten Handelspartner Deutschlands von Bedeutung gehören zur EU.

Abbildung 2 
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Die Offenheit der deutschen Wirtschaft liegt weit über 
der Japans oder der der USA.
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rend der RCA-Wert für die Automobilindustrie in den 
Krisenjahren 2008/2009 rückläufig war, stieg er im 
Maschinenbau deutlich an. Zugleich wird deutlich, 
dass der RCA-Wert für die Chemische Industrie trotz 
deren Position als wichtiger Exportbranche negativ ist. 
Dies geht auf die Entwicklung in der Pharmabranche 
zurück, der es seit acht Jahren nicht mehr gelingt, 
einen komparativen Kostenvorteil zu generieren. Die 
RCA-Werte der pharmazeutischen Industrie waren im 
Jahr 2002 deutlich eingebrochen. Hintergrund waren 
Veränderungen der rechtlichen Rahmenbedingun-
gen, die beispielsweise Reimporte aus dem Ausland 
vorschrieben. Dazu kam eine Verlagerungs- und Fu-
sionswelle innerhalb der pharmazeutischen Industrie, 
durch die die Produktion ausländischer Firmen an 
Bedeutung gewann. Allerdings zeigt sich über den 
Zeitraum von 2002 bis 2009, dass hier gegenläufige 
Faktoren an Gewicht gewonnen haben; der kompara-
tive Kostennachteil der pharmazeutischen Industrie 
hat im Zeitverlauf abgenommen. Ganz im Sinne der 
Handelstheorie signalisiert der Indikator für die Bran-
chen mit einem Handelsbilanzdefizit – Textil, Büro-

trieren, in denen sie im internationalen Vergleich besonders günstig 
produzieren können. In Deutschland sind dies traditionell der Maschi-
nenbau, die Automobilindustrie und die Chemische Industrie. Auch in 
Japan läßt sich eine Konzentration auf wenige Branchen beobachten. 
Dazu zählt die Computerindustrie. In diesem Bereich hat Deutschland 
einen komparativen Kostennachteil.

maschinen sowie Rundfunk-, Fernsehtechnik und 
Computer – komparative Kostennachteile. Diese sind 
mit Ausnahme von Büromaschinen in den letzten 
zehn Jahren und besonders in der Krise 2008/2009 
größer geworden. Einen weiteren Sonderfall stellt der 
sonstige Fahrzeugbau (zum Beispiel Schienen- und 
Luftfahrzeugbau) dar. Dieser Zweig weist zwar einen 
branchenspezifischen Handelsbilanzüberschuss auf, 
gleichzeitig werden aber komparative Kostennach-
teile ausgewiesen. Damit ist hier in Zukunft eher ein 
Schrumpfungsprozess zu erwarten. Bei der Interpre-
tation der Daten ist indes zu beachten: Selbst wenn 
der Indikator auf der Branchenebene auf komparative 
Kostennachteile hindeutet, ist nicht ausgeschlossen, 
dass einzelne Unternehmen durch Nutzung kom-
parativer Vorteile in ihren spezifischen Teilsektoren 
Exportaktivitäten entfalten können. 

Insgesamt zeigt sich, dass die deutsche Exportwirt-
schaft vor allem auf forschungsintensive Waren spe-
zialisiert ist. Dies geht damit einher, dass in Deutsch-
land der Anteil von forschungs- und wissensintensi-
ven Industrien an der gesamten Wertschöpfung in 
den letzten Jahren deutlich gestiegen ist.5 Die hohe 

5  Belitz, H., Gorning, M., Schiersch, A.: Deutsche Industrie durch 
forschungsintensive Güter erfolgreich. Wochenbericht des DIW Berlin 
Nr. 9/2010. 

Tabelle 3

Außenhandelssalden und komparative Kostenvorteile wichtiger Branchen in Deutschland
2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009

Außenhandelssalden in Milliarden US-Dollar

Textilindustrie –1,97 –1,57 –0,94 –1,29 –1,43 –1,85 –1,95 –2,15 –2,29 –3,59

Chemische Industrie 20,56 20,20 20,94 28,49 37,23 37,53 42,78 49,13 61,96 44,78

Darunter: Pharmazeutische Industrie 4,84 7,80 –0,01 3,11 7,85 7,64 9,75 12,46 19,69 16,12

Maschinenbau 45,90 48,99 55,26 63,47 81,47 85,62 96,94 112,66 128,22 95,36

Büromaschinen –12,35 –12,41 –11,27 –11,02 –7,73 –9,60 –10,94 –7,01 –7,83 –6,20

Elektrische Maschinen 6,35 6,75 8,16 9,93 14,41 16,49 19,24 23,56 28,56 22,11

Rundfunk-, Fernsehtechnik, Computer –1,74 –2,52 –0,17 –0,83 –1,90 –3,46 –9,18 –7,78 –12,32 –16,76

Medizin-, Mess-, Regeltechnik, Optik 6,86 7,84 10,27 12,67 16,84 19,67 21,32 24,31 25,43 20,31

Automobilindustrie 53,03 58,93 68,12 81,18 93,60 105,83 112,25 139,59 143,88 86,84

Sonstiger Fahrzeugbau –1,22 4,48 7,26 5,72 4,38 –0,33 –4,26 7,55 5,02 5,09

RCA1-Werte

Textilindustrie –38 –40 –42 –44 –47 –47 –45 –50 –49 –54

Chemische Industrie 11 5 –2 1 0 –2 –1 –5 –1 –1

Darunter: Pharmazeutische Industrie 14 23 –35 –23 –14 –15 –12 –14 –5 –5

Büromaschinen –78 –86 –87 –81 –64 –65 –65 –65 –69 –65

Elektrische Maschinen 1 –2 –3 –4 0 3 6 5 9 13

Rundfunk-, Fernsehtechnik, Computer –29 –36 –35 –38 –43 –43 –52 –53 –61 –73

Medizin-, Mess-, Regeltechnik, Optik 14 13 17 19 22 27 23 20 19 19

Maschinenbau 59 58 58 56 60 56 55 44 45 50

Automobilindustrie 54 53 48 46 43 49 47 49 49 40

Sonstiger Fahrzeugbau –29 –11 –5 –15 –24 –37 –45 –18 –27 –22

1  RCA-Werte messen die komparativen Kostenvorteile. 

Quellen: OECD; Berechnungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2010

Automobilindustrie, Maschinenbau und Chemische Industrie haben die höchsten Außenhandelsüberschüsse. Elektrische Maschinen und Medizin-, 
Mess-, Regeltechnik, Optik folgen in der zweiten Reihe.
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Weltmärkten. Allerdings spiegelt dieser Indikator in 
keiner Weise die dahinter liegenden Gründe wider. 
Diese können beispielsweise in einem Innovations-
vorsprung, Wechselkursentwicklungen, aber auch 
in Lohnzurückhaltung oder niedrigen Umweltstan-
dards liegen. Auf jeden Fall drückt ein dauerhafter 
Leistungsbilanzüberschuss einer Volkswirtschaft aus, 
dass diese hinter ihren binnenwirtschaftlichen Kon-
sum- und Investitionsmöglichkeiten zurückbleibt. Im 
Falle Deutschlands ging der Exportboom der vergan-
genen Jahre tatsächlich mit einer schwachen binnen-
wirtschaftlichen Nachfrage einher. Insbesondere der 
Konsum zog auch in Jahren vergleichsweise dynami-

internationaler Wettbewerbsfähigkeit deutscher Ex-
portgüter wird demnach auch von Investitionen in 
Humankapital getragen.

Ungebrochen positiver Saldo  
der Leistungsbilanz 

Die internationale Wettbewerbsfähigkeit einer Volks-
wirtschaft ist schwer zu messen. Vielfach werden In-
dikatoren wie der Leistungsbilanzsaldo herangezogen. 
Tatsächlich ist ein dauerhaft positiver Saldo der Leis-
tungsbilanz Ergebnis einer starken Position auf den 

Komparative Kostenvor- und -nachteile werden in der 
akademischen Literatur auf der Grundlage eines Opportu-
nitätskostenvergleichs festgestellt. Opportunitätskosten, 
das heißt die Kosten der verpassten Gelegenheit ergeben 
sich daraus, dass die Entscheidung für die Produktion 
eines bestimmten Gutes unmittelbar die Produktions-
möglichkeiten eines anderen Gutes einschränkt, da die 
Produktionsentscheidung die Aufwendung von Ressour-
cen impliziert, die damit nicht für die Produktion eines 
anderen Gutes zur Verfügung stehen. Demnach sollte 
sich ein Land auf die Produktion der Güterarten spezia-
lisieren, die es mit seinen Produktionsbedingungen und 
seiner Ressourcenausstattung relativ günstig herstellen 
kann, das heißt bei relativ geringen Produktionseinbu-
ßen anderer Güterarten. Güter, deren Produktion nur mit 
relativ hohen Opportunitätskosten produziert werden 
können, sollten hingegen importiert werden.

In der Realität lassen sich Opportunitätskosten nicht 
eindeutig beobachten. Daher wird in der empirischen 
Forschung mit Indikatoren, den sogenannten RCA-Wer-
ten, gearbeitet.

Die RCA-Werte (Revealed Comparative Advantage) 
gelten als Indikator und Maß zur Bestimmung der inter-
nationalen Wettbewerbssituation einzelner Branchen 
eines Landes. Zur Berechnung wurden hier die Exporte 
(X) und Importe (M) einzelner Branchen ( j) ins Verhältnis 
zu den Exporten und Importen des gesamten produzie-
renden Gewerbes gesetzt:1

RCAj = 100* ln [(Xj / Mj) / (∑ Xj/ ∑ Mj)] = 
100* ln [(Xj / ∑ Xj) / (Mj / ∑ Mj)]

1  Die logarithmische Formulierung macht den RCA-Wert gleichzei-
tig symmetrisch und kontinuierlich. Vgl. Wolter, F.: Factor Propor-Vgl. Wolter, F.: Factor Propor-
tions, Technology and West-German Industry’s International Trade 
Patterns. Weltwirtschaftliches Archiv, 1977, Bd. 113, 250–267.

Die Branchenaufteilung folgt dabei der UN-Industrieklas-
sifikation ISIC Rev. 3, in der das produzierende Gewerbe 
(Code D) auf zweistelliger Ebene unterteilt wurde.2 Die 
Exporte und Importe einer Branche beziehen sich auf die 
Außenhandelstätigkeit mit der gesamten Welt.3

Ein positiver RCA-Wert wird als Indikator für einen kom-
parativen Vorteil, ein negativer RCA-Wert für einen kom-
parativen Nachteil verstanden. Bei einem komparativen 
Vorteil übersteigt der relative Anteil der Ausfuhren 
denjenigen der Einfuhren in der entsprechenden Bran-
che. In diesem Fall ist es der ausländischen Konkurrenz 
offenbar nicht in dem Maß gelungen, im inländischen 
Markt Fuß zu fassen, wie es den inländischen Produzen-
ten im Ausland gelungen ist.4 Das Gegenteil gilt für den 
Fall eines komparativen Nachteils.

Trotz der häufigen Verwendung der RCA-Werte sollte 
man jedoch beachten, dass sie auf beobachteten Han-
delsdaten basieren, das heißt auf Handelsströmen, die 
in der Gegenwart von Steuern, Zöllen und sonstigen 
Handelsbeschränkungen entstanden sind. Die Aus-
sagekraft des RCA-Indikators kann durch die Präsenz 
solcher exogener Einflüsse verzerrt sein, da diese die 
tatsächliche Wettbewerbsfähigkeit eines Sektors be-
einflussen können.

2		Weitere	Informationen	zu	der	Industrieklassifikation	s	iehe		unstats.
un.org/unsd/cr/registry/regcst.asp?Cl=2.

3  Darüber hinaus ist eine weitere Aufschlüsselung nach den Wett-
bewerbsvorteilen einer Branche Deutschlands gegenüber der ent-
sprechenden Branche eines anderen Landes denkbar. Dann müssten 
sich die Ex- und Importe der jeweiligen Branche auf die Außenhan-
delstätigkeit Deutschlands mit dem gewählten Land beziehen.

4  Gehrke, B., Legler, H., Schumacher, D.: Marktergebnisse bei for-
schungsintensiven Waren und wissensintensiven Dienstleistungen: 
Außenhandel, Produktion und Beschäftigung. DIW Materialien 25, 
Berlin 2003.
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Export wieder auf Touren – Binnennachfrage muss nachziehen
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wirtschaft und Außenwirtschaft für das dauerhafte 
Wirtschaftswachstum von Bedeutung ist. Dies gilt 
auch für die Ausgestaltung der rechtlichen Rahmen-
bedingungen etwa bei internationalen Finanztrans-
aktionen.

Fazit

Die aktuelle gesamtwirtschaftliche Erholung in 
Deutschland geht vor allem von der Exportwirtschaft 
aus. Die Exporte und Leistungsbilanzüberschüs-
se steigen wieder. Dazu dürfte auch die weiterhin 
bestehende relativ hohe preisliche Wettbewerbs-
fähigkeit wichtiger Branchen beitragen. Innerhalb 
der Eurozone ist Deutschland für eine Politik der 
Lohn zurückhaltung bekannt. Auf der internationa-
len Ebene kommen unterstützende Impulse von der 
aktuellen Abwertung des Euro hinzu. Durch diesen 
Wechselkurseffekt wird die preisliche Wettbewerbs-
fähigkeit weiter forciert.

In der Krise 2008/2009 mussten bei insgesamt stark 
eingebrochenen Exporten vor allem der Maschinen-
bau und die Automobilindustrie Rückgänge hinneh-
men. Dennoch verfügen die drei Säulen der deutschen 
Exportwirtschaft Maschinenbau, Automobilindustrie 
und Chemische Industrie weiterhin über branchen-
spezifische Leistungsbilanzüberschüsse. Insgesamt 
hat sich damit auch in Krisenzeiten die Exportstruktur 
kaum verändert. Vielmehr weist die Analyse darauf 
hin, dass gerade die wichtigen Exportbranchen stabile 
komparative Kostenvorteile gegenüber dem Ausland 
aufweisen. 

Die inzwischen wieder hohen Exporte und die in-
ternationale Wettbewerbsfähigkeit wichtiger Bran-
chen leisten einen wichtigen Beitrag zur gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung in Deutschland. Auf Dauer 
destabilisierend können aber massive chronische 
Leistungsbilanzüberschüsse wirken. Diese führen zu 
erheblichen Forderungen auf dem internationalen 
Kapitalmarkt. Die Bewertung dieser Forderungen 
wiederum hängt von zahlreichen, von den Gläubi-
gern kaum zu beeinflussenden Faktoren ab. Kommt 
es zu einer Verschuldungskrise, so hat dies weitrei-
chende negative Vermögenseffekte für die Gläubi-
gerländer – diese schlagen sich dann typischerweise 
sowohl im heimischen Finanzsystem als auch in der 
Realwirtschaft nieder. Daher gilt es, die Dichotomie 
außenwirtschaftliche Stärke – binnenwirtschaftliche 
Schwäche zu überwinden. Durch eine Stärkung der 
Binnennachfrage würden auch die Importe steigen 
und die chronischen Leistungsbilanzüberschüsse 
zurückgefahren.

scher gesamtwirtschaftlicher Entwicklung nicht mit. 
Binnenwirtschaftlich wirkte offenbar die langjährige 
Lohnzurückhaltung dämpfend – außenwirtschaftlich 
trug sie zu einer Verbesserung der Wettbewerbsposi-
tion bei. Eine Abkehr von der ausgeprägten Lohn-
zurückhaltung kann durchaus einen nennenswerten 
Beitrag zur Stärkung der Binnennachfrage leisten. 

Der Saldo der Leistungsbilanz spiegelt jedoch nicht 
nur realwirtschaftliche Phänomene. Er spielt vielmehr 
auch eine erhebliche Rolle in Bezug auf die interna-
tionale Finanzmarktintegration. Mit einem positiven 
Leistungsbilanzsaldo wachsen die Forderungen gegen-
über dem Ausland. Deutschland hat seine Nettoforde-
rungen im Zuge der internationalen Finanzkrise sogar 
noch einmal kräftig ausgeweitet. Sie beliefen sich im 
dritten Quartal 2009 auf 1,2 Billionen US-Dollar.6 
Derartige Forderungen, so hat es die internationale 
Finanzkrise gelehrt, unterliegen spezifischen Risiken, 
die je nach Struktur der Forderungen weit über ein 
reines Wechselkursrisiko hinausgehen. 

Gerade dann, wenn chronische Überschussländer 
chronischen Defizitländern gegenüber stehen, ist das 
Entstehen einer Verschuldungskrise wahrscheinlich. 
Schon vor diesem Hintergrund können aus makro-
ökonomischer Sicht dauerhafte Leistungsbilanzüber-
schüsse destabilisierend wirken. 

Tatsächlich standen in den letzten zehn Jahren 
den nennenswerten Leistungsbilanzüberschüssen 
Deutschlands, Chinas und Japans chronische Leis-
tungsbilanzdefizite der USA gegenüber. Bereits lange 
vor dem Ausbruch der internationalen Finanzkrise 
war auf die Gefahr hingewiesen worden, die von 
diesem Ungleichgewicht ausgeht. Typischerweise 
werden in einer Verschuldungskrise die gegenüber 
den Schuldnern bestehenden Forderungen teilweise 
oder ganz entwertet. In der Konsequenz sinkt der 
Vermögenswert der Gläubiger. Von dieser Vermö-
gensentwertung waren in Deutschland in erster Linie 
Finanzdienstleister betroffen. Nur durch staatliche 
Intervention ist es gelungen, den Finanzsektor in 
der akuten Krise zu stabilisieren. Die Kosten für die 
Stabilisierung dieser durch außenwirtschaftliche Ak-
tivitäten entstandenen Verwerfungen sind wiederum 
binnenwirtschaftlich zu schultern. 

Die aktuelle Wirtschafts- und Finanzkrise hat deutlich 
gemacht, dass gerade die Verzahnung von Binnen-

6  International Monetary Fund: International Financial Statistics. 
Zum Vergleich: Ende 2008 lagen die Nettoverbindlichkeiten der USA 
gegenüber dem Rest der Welt bei 3,5 Billionen US-Dollar.
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Das Gespräch führte 
Erich Wittenberg.
Das vollständige 

 Interview zum Anhören  
finden Sie auf  

www.diw.de/interview

Frau Prof. Schrooten, 
nach dem Einbruch 

durch die Finanzkrise erlebt die deutsche Export-
wirtschaft aktuell einen ungeahnten Höhenflug. 
Wie ist das zu erklären?
Die Exporte sind im Zuge der Finanzkrise stark ein-
gebrochen. Was wir jetzt beobachten, ist die Gegen-
reaktion. In vielen Ländern, in die jetzt wieder expor-
tiert wird, wurden Konjunkturprogramme aufgelegt. 
Davon	profitiert	die	deutsche	Wirtschaft.	Besonders	
im letzten Quartal sind die Exportzahlen nahezu ex-
plodiert. 

Welche Branchen profitieren am meisten?
Das sind ganz klassisch die Automobilindustrie, der 
Maschinenbau und die Chemieindustrie, wobei sich 
das zwischen diesen drei Sektoren auch noch einmal 
unterschiedlich darstellt. 

Die Exporte werden gefeiert, was ist die Kehrseite 
der Medaille?
Die Kehrseite der Medaille sind 
die chronischen Außenhandels-
überschüsse. Diese Leistungsbi-
lanzüberschüsse haben dazu ge-
führt, dass Deutschland auf dem 
internationalen Kapitalmarkt ein 
Nettogläubiger geworden ist und erhebliche Forde-
rungen gegenüber dem Ausland hat. Diese Forde-
rungen hängen natürlich davon ab, wie diese Wert-
papiere auf dem Kapitalmarkt bewertet werden. 
Zum einen haben wir für die Wertpapiere, die nicht 
in Euro notiert sind, ein Wechselkursrisiko. Zum an-
deren	haben	wir	die	spezifischen	Wertpapierrisiken,	
die mit der jeweiligen Forderung verbunden sind. 
Was das bedeutet, war in der Finanzkrise zu sehen.

Ist die deutsche Industrie zur Lohnzurückhaltung 
gezwungen, um den internationalen Vorsprung 
beim Export halten zu können?
Wenn wir unsere Wettbewerbsfähigkeit in der Euro-
Zone verbessern wollen, dann müssen wir an der 
Produktivität und den Kostenfaktoren drehen. In der 
Vergangenheit wurde bei den Kosten vor allem auf 
die Lohnkosten geschaut. Diese Lohnzurückhaltungs-

politik ist vor dem Hintergrund der hohen Arbeits-
losigkeit in Deutschland zu sehen. Sie ist aber nicht 
zwingend notwendig.

Die Lohnzurückhaltung Deutschlands wird vielfach 
kritisiert. Teilen Sie die Kritik?
Ja, ich teile diese Kritik, weil dadurch die Binnenwirt-
schaft geschwächt wurde. In den Jahren vor der Fi-
nanzkrise hatten wir eine dramatisch sinkende Lohn-
quote, dadurch geriet der private Konsum natürlich 
unter Druck. 

Welche Bedeutung hat der Handel mit den USA und 
China?
Für den Außenhandel spielen diese Länder eine deut-
lich geringere Rolle als beispielsweise die EU-Länder. 
Aber man muss bedenken, dass die USA ein chroni-
sches	 Leistungsbilanzdefizit	 haben.	 Wir	 haben	 hier	
ein Land, das sich laufend verschuldet. Diese Ver-
schuldung kann nicht dauerhaft tragfähig sein, das 

ist kein zukunftsfähiges Konzept. 
Andererseits häuft Deutschland 
gegenüber den USA laufend For-
derungen auf, und wir haben in 
der Finanzkrise erlebt was pas-
siert, wenn diese Forderungen 
entwertet werden. Das ist eine 

erhebliche Gefahr. 

Was bedeutet die deutsche Exportstärke für die Zu-
kunft?
Die deutsche Exportstärke ist ein Unterpfand für die 
gesamtwirtschaftliche Entwicklung. Man könnte sich 
jedoch vorstellen, dass man die deutsche Exportstär-
ke nutzt, um auch in Deutschland eine stärkere Teil-
habe an diesen Exportgewinnen zu realisieren. Das 
würde natürlich auch Lohnerhöhungen nach sich 
ziehen. Wir haben binnenwirtschaftlich eine hohe 
Verschuldung der öffentlichen Haushalte und außen-
wirtschaftlich hohe Forderungen von privaten Unter-
nehmen und Banken gegenüber dem Ausland. Man 
müsste sich einmal überlegen, ob es nicht Möglich-
keiten gibt, wie man hier verteilungspolitisch besser 
arbeiten kann.

Sieben Fragen an Mechthild Schrooten

„Der Export boomt –  
die Binnenwirtschaft schwächelt“

Prof. Dr. Mechthild Schrooten, 
Forschungsprofessorin am 

DIW Berlin und Professorin 
für Volkswirtschaftslehre  

an der Hochschule Bremen

» Lohnzurückhaltung 
ist nicht zwingend 

notwendig.
«



Ulrich Thießen

The Shadow Economy in International Comparison:  
Options for Economic Policy Derived from an OECD Panel Analysis

Building on new behavioral and institutional theories, using a data set of about 450 variables and 
augmenting	the	Sala-i-Martin	definition	of	robustness,	we	find	evidence	in	support	of	the	hypothesis	
that the standard causes of the shadow economy (SE), taxes, the administrative burden and labor 
market regulations, are not per se crucial in determining the size of the SE. There are many other 
influences	with	a	consistently	estimated	plausible	sign	and	whose	quantitative	impact	appears	to	
be	even	larger	and	more	significant	than	that	of	the	standard	causes.	Many	of	the	robust	influences	
emanate from relatively new theories such as elements of direct democracy, social interaction 
effects, moral aspects, and happiness, and from the institutional literature on the relative 
importance	of	specific	institutions	for	economic	performance.	Most	of	them	can	well	be	influenced	
by governments. Hence, in order to reduce the SE and tax avoidance, a coordinated international 
strategy	of	using	incentives	to	work,	save,	and	invest	in	the	official	economy,	including	the	behavior	
of the government, could be more successful than a strategy built on more government control, 
increased punishment and less freedom. The latter strategy would contradict the new theories and 
our evidence but appears to have been adopted by some OECD countries. Simulations of the size 
of the SE demonstrate their sensitivity to required velocity assumptions and show that previous 
estimates, including those of the so-called Mimic model, appear to be based on the very high end 
of possible velocity assumptions. Relatively low velocity assumptions can be defended much better 
and	yield	macro	estimates	of	the	SE	consistent	with	the	micro	evidence.	Finally,	for	the	first	time	we	
separate the relatively large “criminal” shadow activity from the “non-criminal” one. 

Discussion Paper Nr. 1031
Juli 2010

Alexander Vasa

Implementing CDM Limits in the EU ETS: A Law and Economics Approach

The EU Emissions Trading Scheme (EU ETS) is the main instrument to reduce greenhouse gas 
emissions	 in	Europe.	Subject	 to	a	country	specific	 limit,	 installations	 in	 the	EU	ETS	can	use	EU	
allowances	 (EUA)	 and	 certified	 emissions	 reductions	 (CERs)	 generated	 through	 the	 Clean	
Development	Mechanism	(CDM)	to	fulfil	their	emission	reduction	target.	The	CDM	encourages	and	
finances	emission	reduction	projects	in	developing	countries.	The	basis	for	the	implementation	of	
a CDM usage limit is the supplementarity criteria, which was established to ensure that developed 
countries only cover part of their compliance obligations with emissions reductions abroad. 
The CDM limits are differentiated between EU member states to cater to the different levels 
of emission reduction ambitions, the progress made when the limits were established and the 
ability of the Member State to reduce emissions. The binding limits created substantial arbitrage 
rents, due to the CER-EUA spread in the range of 200 million Euro for the year 2008. This paper 
discusses	different	options	for	the	allocation	of	this	rent.	The	paper	finds	that	making	the	right	
to use CERs tradable or the regulator precommitting to buying CERs at the level of the limit 
reduces	the	inefficiencies	connected	to	the	current	regulation.	Auctioning	these	CER	usage	rights	
furthermore shifts the rents created through the CER-EUA spread to the state. Both the EU ETS 
and the CDM are scrutinised by academics, industry and non-governmental institutions according 
to	their	efficiency	and	environmental	effectiveness.	The	debate	about	wind-fall	profits	has	shown	
that climate policies need to be designed carefully. In light of improving the EU ETS, the use of 
CDM and in light of upcoming regional emissions trading schemes in other developed economies, 
this	paper	shows	how	CDM	limits	can	be	designed	more	efficiently.

Discussion Paper Nr. 1032
Juli 2010
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Sarah Percy, Anja Shortland

The Business of Piracy in Somalia

This paper argues that contrary to conventional wisdom, Somali piracy is likely to increase if 
Somalia’s domestic stability is improved, and that naval counter-piracy efforts had limited and 
unpredicted effects. To make this argument we analyze the underlying factors driving piracy off 
the coast of Somalia and examine the effectiveness of the international naval anti-piracy mission. 
We show that while the navies perform well with respect to their declared aims, they failed to 
resolve the piracy problem through 2009: pirates were not deterred from attacking ships in the 
Gulf of Aden and have expanded their operations in the Indian Ocean and the Arabian Sea. 
Evidence from domestic conditions in Somalia suggests that land-based approaches focusing on 
rebuilding	state	capabilities	may	also	backfire	as	economic	development	and	greater	stability	aid	
pirates. We examine the incentives of the various interest groups in the Gulf of Aden and conclude 
that the key players have an interest in the continuation of the piracy off Somalia, as long as 
violence does not escalate and ransoms remain at their current modest levels.

Discussion Paper Nr. 1033
Juli 2010

Dagobert L. Brito, Juan Rosellón

Strategic Behavior and International Benchmarking  
for Monopoly Price Regulation: The Case of Mexico

This paper looks into various models that address strategic behavior in the supply of gas by the 
Mexican monopoly Pemex. The paper has three very strong technical results. First, the netback 
pricing rule for the price of domestic natural gas (based on a Houston benchmark price) leads to 
discontinuities in Pemex’s revenue function. Second, having Pemex pay for the gas it uses and the 
gas	 it	flares	 increases	 the	value	of	 the	Lagrange	multiplier	associated	with	 the	gas	processing	
constraint. Third, if the gas processing constraint is binding, having Pemex pay for the gas it uses 
and	flares	does	not	change	the	short	run	optimal	solution	for	the	optimization	problem,	so	it	will	
have no impact on short-run behavior. These results imply three clear policy recommendations. 
The	first	 is	 that	the	arbitrage	point	be	fixed	by	the	amount	of	gas	Pemex	has	the	potential	 to	
supply in the absence of processing and gathering constraints. The second is that Pemex be 
charged	for	the	gas	it	uses	in	production	and	the	gas	it	flares.	The	third	is	that	investment	in	gas	
processing and pipeline should be in a separate account from other Pemex investment.

Discussion Paper Nr. 1034
Juli 2010
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Aufschwung verliert an Dynamik

Die Zuwachsrate des saison- und preisbereinigten Bruttoinlandsprodukts von 0,9 Prozent bleibt 
im Herbst deutlich über ihrem längerfristigen Durchschnitt. Im Vergleich zum Sommer verliert 
die Erholung aber etwas an Fahrt. Die Sondereffekte, die die Konjunktur zuletzt auf Rekordstän-
de getrieben haben, lassen im Herbst allmählich nach. Durch die konjunkturelle Abschwächung 
in vielen Ländern – insbesondere in den USA, aber auch in China – wird die Exporttätigkeit etwas 
weniger dynamisch verlaufen. Auch die winterbedingten Nachholeffekte in der Bauwirtschaft 
sind inzwischen weitgehend abgearbeitet. Dagegen dürfte der Konsum der privaten Haushalte 
wie schon zuletzt das Wachstum stützen. „Dazu trägt insbesondere die robuste Entwicklung am 
Arbeitsmarkt bei, die die Arbeitsplatzsicherheit erhöht“, so DIW-Konjunkturexperte Vladimir 
Kuzin.  

„Die Regierung sollte das hohe Wachstum jetzt zu einer forcierten Konsolidierung der Staats-
haushalte nutzen“, so DIW-Konjunkturexperte Ferdinand Fichtner. Steuersenkungen würden 
nur	Strohfeuereffekte	auslösen,	das	 strukturelle	Defizit	weiter	erhöhen	und	die	 spätere	Kon-
solidierung erschweren. Stattdessen komme es darauf an, Unternehmen und Haushalte von 
der	Nachhaltigkeit	des	finanzpolitischen	Kurses	zu	überzeugen.	„Dadurch	werden	neue	Wachs-
tumsimpulse gesetzt“, so Fichtner.
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Die deutsche Wirtschaft 
brummt. Im zweiten Quar-

tal lag die Produktion um 2,2 Prozent über 
dem Niveau des Vorquartals. Ein solches 
Wachstum gab es noch nie im vereinten 
Deutschland. Außerdem hat das Statis-
tische Bundesamt auch die vergangenen 
Quartale nach oben revidiert. Inzwischen 
werden Wachstumsraten gehandelt, die 
im Jahresvergleich bei deutlich über drei 
Prozent liegen. Dies ist nach der starken 
Entwicklung im Sommer nicht allzu über-
raschend. Selbst wenn die Produktion im 
letzten Halbjahr überhaupt nicht steigen 
würde, wäre eine Wachstumsrate von über 
2,5 Prozent erreicht. Der unerwartete 
Wachstumsschub lässt auch die Steuerein-
nahmen wieder sprudeln. Zwar werden die 
Defizite der öffentlichen Haushalte immer 
noch deutlich über den Maastricht-Gren-
zen liegen, sie fallen aber weniger desolat 
aus. Das hat einige Wirtschaftspolitiker auf 
den Plan gerufen, die eine Ausschüttung 
der Wachstumsrendite fordern. So werden 
Steuersenkungen und höhere Sozialaus-
gaben diskutiert.

Ob solche Forderungen angemessen 
sind, hängt unter anderem davon ab, wie 
nachhaltig die konjunkturelle Erholung 
tatsächlich ist. Indes spricht viel dafür, 
dass sich die konjunkturelle Erholung im 
weiteren Verlauf abschwächen wird. So 
wird das Wachstumstempo von den welt-
weiten Konjunkturprogrammen befeuert, 
die auch die Exporttätigkeit anheizen. Die 
Investitionsdynamik profitiert darüber 
hin aus von Nachholeffekten nach dem 
vorhergehenden Produktionseinbruch und 

dem vergleichsweise harten Winter. Diese 
Triebkräfte sind jedoch nicht von Dauer. 
In einigen wichtigen Ländern zeigen sich 
bereits deutliche Abschwächungstenden-
zen, insbesondere in den USA, aber auch in 
China. So dürfte ein Auslaufen des chinesi-
schen Konjunkturprogramms das dortige 
Wachstum um knapp zwei Prozentpunkte 
reduzieren. Wegen der weniger dynami-
schen Entwicklung der Weltnachfrage ist 
die Produktion der deutschen Industrie im 
Juni leicht gesunken, und die Umsätze im 
Geschäft mit ausländischen Abnehmern 
haben sich um zwei Prozent reduziert.

Daher werden die künftigen Produktions-
zuwächse spürbar unter den aktuellen 
Werten liegen. Die mittelfristigen Wachs-
tumsperspektiven, an denen sich die Fi-
nanzplanung ausrichten sollte, haben sich 
nicht entscheidend verbessert. Greift man 
dennoch zu Steuersenkungen oder Ausga-
bensteigerungen, besteht ein erhebliches 
Risiko, dass sich das strukturelle Defizit 
erhöht. Dabei wird gar nicht bestritten, 
dass die Instrumente Strohfeuereffekte 
auslösen können. Diese reichen jedoch 
bei weitem nicht aus, um die zusätzlichen 
Defizite zu finanzieren und machen die 
spätere Konsolidierung der Staatsfinan-
zen umso schwieriger. Deshalb sollten die 
zusätzlichen Einnahmen genutzt werden, 
um beim Abbau der Defizite zügiger als 
bisher voranzukommen. Dies trägt mit-
telfristig auch zu einem höheren Wachs-
tumspfad bei, weil sich das Vertrauen von 
privaten Haushalten und Unternehmen 
in die Nachhaltigkeit der Finanzpolitik 
erhöht.


